Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 4406 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Art. 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung steu- 
erlicher Vorschriften und zur Sicherung der Haus- 
haltsführung 

- Nrn. 4092, 4294, 4386 der Drucksachen - 


Berichterstatter: 

Minister Dr. Frank (Baden-Württemberg) 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der vom Deutschen Bundestag in seiner 264. Sitzung am 6. Mai 1953 
verabschiedete Entwurf eines Gesetzes zur Änderung steuerlicher 
Vorschriften und zur Sicherung der Haushaltsführung wird nach 
Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Besdilüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 1. Juni 1953 


Der Vermittlungsausschuß 
Kiesinger Dr. Frank (Baden-Württemberg) 
Vorsitzender Berichterstatter 



Änderungen 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung Steuer 
lieber Vorschriften und zur Sicherung der Haus 

haltsführung 


Der Zweite Teil des Gesetzentwurfs erhält 
folgende Fassung: 

„Zweiter Teil 

Inanspruchnahme eines Teils der Einkom- 
mensteuer und der Körperschaftsteuer durdi 
den Bund 


§ 1 

Im Rechnungsjahr 1953 nimmt der Bund 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte 
nicht gedeckten Ausgaben 38 vom Hundert 
der Einnahmen in Anspruch, die den Ländern 
im Rechnungsjahr 1953 aus der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer zufließen. 

§ 2 

(1) Die Finanzämter führen von ihren Ein- 
nahmen aus der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer im Rechnungsjahr 1953 
täglidi 38 vom Hundert an die Bundeshaupt- 
kasse ab. Der Bundesminister der Finanzen 
kann zur Vereinfachung des Verwaltungs Ver- 
fahrens die Abführung der Einnahmen an- 
derweitig regeln. 

(2) Die nach § 1 vom Bund in Anspruch 
genommenen, auf die Monate April und 
Mai 1953 entfallenden und für diese Zeit 
noch nicht abgeführten Einnahmen sind bis 
zum 30. Juni 1953 an die Bundeshauptkasse 
abzuführen.” 



